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Gedanken zur Prüfung von Pflanzenschutzmitteln im Zulassungsverfahren 
Von Helmut L y r e, Biologische Bundesanstalt, Laboratorium für botanische Mittelprüfung, Braunschweig 
[Nachrichtenbl. Deutsch. Pflanzenschulzd. (Braunschweig) 22. 1970, 161-163] 
Am 16. Mai 1968 ist in der Bundesrepublik Deutsch­
land ein neues Pflanzenschutzgesetz (1) in Kraft getre­
ten. Ihm folgten im März 1969 eine Verordnung über 
die Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 
(2) und im August 1969 das Pflanzenschutz-Kostenge­
setz (3). Eines der wesentlichen Merkmale dieser neuen
Gesetzgebung ist die o b 1 i g a t o r i s c h e Prüfung
von Pflanzenschutz- und Vorratsschutzmitteln, die das
bisherige freiwillige ,.Anerkennungsverfahren" ablöst.
Mit diesen Gesetzen sind auch die ,.Bedingungen für
die amtliche Prüfung von Pflanzenschutz- und Vorrats­
schutzmitteln" vom Mai 1964 (4) ungültig geworden,
die die Grundlage für das damalige Prüfungsverfahren
waren.
Für die nunmehrige obligatorische Prüfung fehlt z. Z. 
- ähnlich den früheren Bedingungen - ein Regulativ, in
dem u. a. die Mindestforderungen an die vorzulegenden
Unterlagen bei der Antragstellung sowie der Ablauf
des Prüfverfahrens dargelegt werden. Zwar gibt die
Verordnung über die Zulassung von Pflanzenschutz­
mitteln einigen Aufschluß, nicht jedoch in erschöpfen­
dem Maße. Die Erfahrungen in der Zeit nach Inkraft­
treten der neuen Gesetze bzw. der Verordnung haben
gezeigt, daß die Schaffung eines solchen Regulativs im
Interesse sowohl des amtlichen Deutschen Pflanzen­
schutzdienstes als auch der Hersteller von Pflanzen­
schutzmitteln dringend notwendig ist.
Im folgenden werden einige Gedanken hierzu insbe­
sondere zur Prüfung von Pflanzenschutzmitteln aus der 
Sicht der ,. botanischen Mittelprüfung" (Bakterizide, 
Fungizide einschließlich Beizmittel, Herbizide u. a., 
sowie alle Rebschutzmittel, ausgenommen alle Forst­
schutzmittel) zur Diskussion gestellt. 
Aus § 1 (2) Ziff. 1 der Verordnung über die Prüfung 
und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln in Verbin­
dung mit § 7 (3) Ziff. 8 des Pflanzenschutzgesetzes ergibt 
sich, daß der A n t r a g s t e 11 e r mit dem Zulassungs­
antrag die Versuchsberichte über die Wirksamkeit als 
Pflanzenschutzmittel in allen im Antrag aufgeführten 
Anwendungsgebieten vorzulegen hat. Versuchsberichte 
zu erarbeiten, ist somit eindeutig Sache des Antragstel­
lers und n i c h t der Biologischen Bundesanstalt und 
soll darüber hinaus so rechtzeitig erfolgen, daß die Er­
gebnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits vor­
liegen. Zahl und Umfang der Versuche müssen erken­
nen lassen, daß keine grundsätzlichen Zweifel über die 
Wirksamkeit des zur Zulassung beantragten Präparates 
in allen Teilen der Bundesrepublik Deutschland mehr 
bestehen. Gleiches gilt sinngemäß für die nach § 1 
(2) Ziff. 3 der Verordnung vorzulegenden Angaben über
das Verhalten auf Pflanzen (Phytotoxizität) und in
Pflanzen und Pflanzenerzeugnissen (Abbau und Rück­
stände) sowie nach § 1 (2) Ziff. 4 über das Verhalten in
Böden und Gewässern.
Dies ergibt sich auch aus dem Tarif (Abschnitt 1) der 
Anlage zum Pflanzenschutz-Kostengesetz. Hier sind Ge­
bühren festgelegt für Versuche, die die Biologische 
Bundesanstalt durchführen oder veranlassen kann zur 
Prüfung auf 
a) Wirksamkeit als Pflanzenschutzmittel,
b) Phytotoxizität,
c) Abbau und Rückstände,
d) Verhalten in Böden und Gewässern.
Zur Klärung derartiger Fragen können - je nach 
Prüfungsgegenstand - lediglich 3, 5 oder 7 Prüfstellen 
herangezogen und entsprechende Gebühren erhoben 
werden. Es ist also ganz offensichtlich: Versuche, die die 
Biologische Bundesanstalt durchführt oder veranlaßt, 
dienen nur der zusätzlichen Sicherung der für die Zu­
lassung vorgelegten Versuchsberichte. Mit derart ge­
ringen Prüfungsmöglichkeiten, wie sie im Kostengesetz 
vorgesehen sind, die Klärung grundsätzlicher Verhal­
tensfrageri eines Pflanzenschutzmittels herbeiführen zu 
wollen, erscheint von vornherein unmöglich! Daraus 
ergibt sich also, daß ein Pflanzenschutzmittel nur dann 
zur Zulassung angemeldet werden kann, wenn es vor­
her ,. voll ausgeprüft" ist. Die hierzu notwendigen Prü-
fungsversuche liegen vor dem Beginn des Zulassungs-
verfahrens, man kann sie zu Recht als „Vorzulassungs-
prüfungen" (abgekürzt „VZP") bezeichnen. 
Hier stellt sich jetzt die Frage nach Zahl, Umfang und 
Art der vorzulegenden Ergebnisse aus der Vorzulas-
sungsprüfung. Eine Zahl wird sich nur schwerlich be-
nennen lassen. Sie ist abhängig von verschiedenen 
Faktoren, insbesondere vom Wirkstoff (neu oder be-
kannt), vom. Einsatzbereich und von den Ergebnissen 
selbst. Uber eine Zahl zu diskutieren erscheint darüber 
hinaus so lange unmöglich, wie der Biologischen Bun-
desanstalt negative Versuchsergebnisse vorenthalten 
werden. Ein Anhalt ergibt sich immerhin aus der allge-
meinen Ubung im früheren „ Anerkennungsverfahren". 
Damals wurden über die jährlich erstellten Versuchs-
pläne der Biologischen Bundesanstalt ziemlich regel-
mäßig von den Prüfstellen des Deutschen Pflanzen-
schutzdienstes Ergebnisse aus 20 bis 30 Versuchen je 
Jahr erarbeitet, und zwar nicht nur bei Präparaten für 
die sog. ,,Großkulturen", wie z. B. Herbizide in Ge-
treide, Kartoffeln, Zuckerrüben, sondern auch bei Fun-
giziden für den Gemüse- und Obstbau oder bei Herbi-
ziden für den Gartenbau. Dennoch reichten diese 
Unterlagen oft zur abschließenden Beurteilung der 
Präparate nicht aus, und es mußte eine Wiederholungs-
prüfung angesetzt werden. 
Dies dürfte auch ein Hinweis zum U m f an g der 
jetzt vorzulegenden Versuchsergebnisse sein. Jeder 
verantwortungsbewußte Biologe wird bestätigen müs-
sen, daß nur ausnahmsweise Versuche über nur eine 
oder zwei Vegetationsperioden bei entsprechend breiter 
Streuung der Standorte genügend Aussagekraft besit-
zen und daß in der Regel drei Vegetationsperioden mit 
über die Bundesrepublik breit gestreuten Versuchen 
benötigt werden. 
Die Art der Versuche ergibt sich aus den „Richt-
linien für die amtliche Prüfung von Pflanzenschutzmit-
teln" (5). In den letzten Jahren ist eine hohe Zahl von 
Einzelrichtlinien für Prüfungen auf chemisch-physika-
lische Eigenschaften von Pflanzenschutzmitteln sowie 
auf ihre Wirksamkeit einschließlich Phytotoxizität von 
der Abteilung für Pflanzenschutzmittel und -geräte der 
Biologischen Bundesanstalt in Zusammenarbeit mit 
Kollegen im amtlichen Pflanzenschutzdienst und bei 
Herstellerfirmen erarbeitet worden, um eine einheit-
liche Bewertung der Präparate zu ermöglichen. Noch 
fehlende Richtlinien für einzelne Einsätze müssen kurz-
fristig erstellt werden, insbesondere auch solche zur 
Prüfung des Verhaltens von Pflanzenschutzmitteln in 
Böden und Gewässern. Alle Kollegen werden hiermit 
zur Mitarbeit an diesen Richtlinien aufgefordert. Wo 
z. Z. für einzelne oder bisher nicht erkannte Einsätze 
Prüfungsrichtlinien noch fehlen, sind Anlage und Aus-
wertung der Versuche freigestellt. Zu solchen Ergeb-
nissen gehört dann aber auch die Beschreibung der 
Versuchsmethodik. 
Auch wird immer wieder die Frage gestellt, inwie-
weit Versuchsberichte durch Registrierung oder Zulas-
sung in anderen Ländern ersetzt werden können. Be-
rücksichtigt man die im Vergleich zur Bundesrepublik 
oft sehr verschiedenen ökologischen Faktoren in ande-
ren Ländern, so muß man derartige Registrierungen 
oder .Zulassungen lediglich als Ergänzung der nach 
Zahl, Umfang und Art obengenannten Prüfungsversuche 
betrachten. Im Rahmen der „Europäischen Gemein-
schaft" bemüht man sich zwar um Ubereinstimmung in 
dieser Frage, es ist jedoch noch nicht abzusehen, wann 
dieses Ziel erreicht sein wird. 
Weiter oben wurde bereits gesagt, daß es Sache des 
Antragstellers sei, Versuchsergebnisse vor Stellung des 
Zulassungsantrages zu erarbeiten. Nach der bisherigen 
Auffassung kann er dies mit eigenen Fachkräften tun; 
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der Antragsteller kann sich aber auch an die Prüfstellen 
des Deutschen Pflanzenschutzdienstes wenden (Biolo-
gische Bundesanstalt Berlin, Braunschweig und Außen-
institute sowie Landesanstalten für Pflanzenschutz, 
Pflanzenschutzämter, Weinbauanstalten, forstliche Ver-
suchsanstalten u. a .) und die Durchführung von Vor-
zulassungsprüfungen beantragen. 
Auf Grund der vorliegenden Erfahrungen ist aber 
festzustellen: 
Für die Biologische Bundesanstalt und den Sachver-
ständigenausschuß, der vor der Zulassung eines Pflan-
zenschutzmittels zu hören ist, bedeutet es eine außer-
ordentliche Schwierigkeit, allein aus „firmeneigenen" 
Versuchsergebnissen eine abschließende Beurteilung 
vorzunehmen. Die Forderung nach ausreichenden Ver-
suchsergebnissen, die überwiegend von den Prüfstellen 
des Deutschen Pflanzenschutzdienstes gewonnen sind, 
erscheint daher verständlich. 
Mehr als bisher müssen daher die Prüfstellen des 
Deutschen Pflanzenschutzdienstes in die Vorzulassungs-
prüfungen einbezogen werden. Dabei muß die Biologi-
sche Bundesanstalt grundsätzlich von allen Versuchs-
ergebnissen Kenntnis bekommen._ Die amtlichen Prüf-
stellen müssen mehr als bisher eigene Vorzulassungs-
versuche durchführen. Um zu vermeiden, daß zur Be-
urteilung lediglich eine Auslese positiver Ergebnisse 
vorliegt, ist die Klausel im Antrag auf Vorzulassungs-
prüfung, die die Weitergabe der Ergebnisse an die 
Biologische Bundesanstalt unterbindet, zu streichen. 
Darüber hinaus sollten die Herstellerfirmen ihre Ver-
suche mit der jeweils zuständigen Pflanzenschutzdienst-
stelle (6) bewerten. Auch die Versuche auf den Ver-
suchsstationen und -betrieben der Herstellerfirmen sind 
hier einzubeziehen. Dieses Verfahren · ist im übrigen 
nicht neu, im Prinzip wird es in mehreren Ländern mit 
Erfolg praktiziert . 
Für die Biologische Bundesanstalt, für die Hersteller-
firmen bzw. Antragsteller und für die Prüfstellen des 
Deutschen Pflanzenschutzdienstes ergeben sich beacht-
liche Vorteile. Die Biologische Bundesanstalt erhält 
eine hohe Zahl objektiver Versuchsergebnisse aus Vor-
zulassungsprüfungen, die eine Nachprüfung durch Ver-
suchspläne der Biologischen Bundesanstalt weitgehend 
überflüssig machen und sogleich zur Vorlage im Sach-
verständigenausschuß geeignet sind. Die Mittelprüf-
stelle der Biologischen Bundesanstalt wird auf diese 
Weise von Routineuntersuchungen entbunden und kann 
sich speziellen Einzelfragen zuwenden, die aus Grün-
den der Arbeitsüberlastung bis heute nicht in Angriff 
genommen werden konnten. Die Hersteller von Pflan-
zenschutzmitteln bzw. die Antragsteller können Zahl und 
Umfang der Versuche für das Zulassungsverfahren 
selbst bestimmen. Die leidigen Diskussionen um die 
nach Ansicht der Herstellerfirmen überhöhten Prüfungs-
gebühren entfallen. Jeder Mitarbeiter in der Mittel-
prüfstelle würde dies lebhaft begrüßen! Wenn die Vor-
zulassungsprüfungen in enger Zusammenarbeit mit den 
Pflanzenschutzdienststellen der Länder durchgeführt 
werden, sind diese zum Zeitpunkt der Zulassung über 
die Wirkungsweise des Präparates bereits weitgehend 
informiert, und sie können entsprechende amtliche 
Empfehlungen geben, ohne generell noch in eine zeit-
und kostenaufwendige orientierende Versuchsi3-nstel-
lung als Grundlage der Beratung einsteigen zu müssen. 
Dies kann für die Herstellerfirmen nur von Interesse 
sein! Wenn der Hersteller bzw. Antragsteller die benö-
tigten Ergebnisse erarbeiten läßt oder selbst erarbeitet 
und eine Nachprüfung über Versuche der Biologischen 
Bundesanstalt entfällt, dürften sich voraussichtlich in 
aller Regel auch Terminfestsetzungen für die Antrag-
stellung erübrigen. Den zeitlichen Ablauf bestimmt die 
Herstellerfirma, und sie könnte - wenn sie ausreichende 
Ergebnisse beisammen hat - jederzeit den Zulassungs-
antrag stellen, über den dann auch „Zug um Zug" 
entschieden werden könnte. Damit ist eine Beschleu-
nigung der biologischen Prüfung zu erwarten. Am fol-
genden Beispiel wird dies erläutert: Beim bisherigen 
Verfahren gab es bei den Herbsteinsätzen von Herbi-
ziden möglicherweise Verzögerungen um eine Vegeta-
tionsperiode, da die Ergebnisse aus „Vorprüfungen" 
nicht so rechtzeitig vorgelegt werden konnten, wie es 
zur Aufnahme des betreffenden Präparates in die 
Herbstversuchspläne der Biologischen Bundesanstalt 
des gleichen Jahres notwendig war. Nach unserem Vor-
schlag kann die Versuchsarbeit ohne Rücksicht auf 
noch fehlende Ergebnisse weiterlaufen. Es wird auch 
für die Herstellerfirmen bzw. Antragsteller interessant 
sein, den Ablauf der Prüfungsversuche laufend ver-
folgen zu können. Sie können dies bei dem aufgezeig-
ten Verfahren sehr viel besser als bei von der Biologi-
schen Bundesanstalt durchgeführten oder veranlaßten 
Prüfungsversuchen. Sie haben die Möglichkeit, evtl. 
notwendig werdende Korrekturen (z. B. der Formulie-
rung, Aufwandmenge, Gebrauchsanweisung u. a.) sofort 
zu realisieren, was wiederum das gesamte Prüfungsver-
fahren beschleunigen könnte. 
Es lassen sich sicher noch weitere positive Aspekte 
aufweisen, möglicherweise gibt es auch Nachteile. Es 
sei noch einmal darauf hingewiesen, daß es sich hier 
um Vorschläge handelt, die bald zwischen der Biologi-
schen Bundesanstalt, den Herstellern von Pflanzen-
schutzmitteln und den Prüfstellen des Deutschen Pflan-
zenschutzdienstes diskutiert werden sollten. Dabei sind 
Vor- und Nachteile abzuwägen, das Ergebnis muß ein 
Regulativ für eine moderne, praxisgerechte Prüfung 
von Pflanzenschutzmitteln im Zulassungsverfahren sein. 
Zusammenfassung 
Es werden Vorschläge zur praktischen Durchführung 
der Prüfung von Pflanzenschutzmitteln im Zulassungs-
verfahren gemacht. Dabei ist es Aufgabe der Pflanzen-
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schutzmittelhersteller (bzw. Antragsteller), die zur Be-
urteilung der Präparate notwendigen Versuche im 
Rahmen einer Vorzulassungsprüfung (,,VZP") zu ver-
anlassen. Die Anlage und Auswertung der Versuche 
erfolgt durch die Prüfstellen des amtlichen Deutschen 
Pflanzenschutzdienstes und/oder durch die Hersteller-
firmen mit eigenem Personal unter Mitwirkung des 
Deutschen Pflanzenschutzdienstes. Die Vorteile dieses 
Verfahrens werden herausgestellt. 
Summary 
Proposals are made for the realization of the regulation 
procedure for pesticide chemicals under the official approval 
scheme. By that the manufacturer (respectively applicant for 
approval) of such chemicals must submit the results of trials 
required of a so-called "Vorzulassungsprüfung" (preliminary 
approval test) . The lay-out and measurement of these tests 
are carried out by the authorities of the Official German 
Plant Protection Service and/or by the manufacturer's 
special staff in co-operation with the German Plant Protec-
tion Service. The advantage of this procedure is discussed. 
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Vierjährige Erfahrupgen mit der Negativprognose 
im Phytophthora-Warndienst bei Frühkartoffeln 
Von Wolfgang Kampe, Karl Hofmann und Armin Bahn, 
Bezirkspflanzenschutzamt Pfalz, Neustadt a. d. Weinstraße 
[Nachrichtenbl. Deutsch. Pflanzenschutzd. (Braunschweig) 22. 1970, 163- 166] 
Die Krautfäule (Phytophthora infestans de By) . ge-
fährdet den Anbauerfolg bei Frühkartoffeln weniger 
durch Blattinfektionen und in der Folge Ertragsdepres-
sionen als vielmehr durch Qualitätseinbußen in Form 
von Knollenfäulnis. Das Erntegut wird oft scheinbar 
gesund gerodet, um im Transportbehältnis einer für die 
Entwicklung des Pilzes optimalen Umwelt ausgesetzt 
zu sein. Erwartbaren unerfreulichen Reklamationen 
sucht die Praxis bislang mit Fungizidbehandlungen vor 
der Ernte vorzubeugen. Eine gezielte Bekämpfung wäre 
indessen um so .mehr zu wünschen, als ein Teil der 
Frühkartoffelfläche seit 1968 unter Vertrag der weiter-
verarbeitenden Industrie (Chio-Chips o. ä.) steht und 
dann nach einem vom Vertragspartner festgestellten 
Termin gerodet wird. Die Vegetationszeit erscheint da-
durch mehr oder weniger verlängert und die Infek-
tionsgefahr erhöht. · 
Die bis 1966 für Ph. iniestans erarbeiteten Prognose-
methoden boten für die Warndienstpraxis keine brauch-
baren Ansätze. U 11 r ich und Sc h r öd t er stellten 
1966 ein anscheinend aussichtsreiches Verfahren als 
,,Negativprognose" vor, das auf statistisch-mathemati-
schen Daten der Biometeorologie und Epidemiologie 
von Ph. iniestans basiert. Damit eröffneten die Autoren 
eine Möglichkeit, den Termin des ersten Fungizidein-
satzes insofern zu fixieren, als die Zeit vom Aufgang 
der Kultur bis zum möglichen Beginn einer Krankheits-
epidemie mit Hilfe von Funktionen ausgewerteter 
meteorologischer Konstellationen von Temperatur und 
Luftfeuchte abzugrenzen war. 
Allerdings mußte zunächst die für das Gebiet kriti-
sche Bewertungsziffer ermittelt werden. Es war nach 
einer positiven Beurteilung der Methode zu erwarten, 
daß der Warndienst den Fungizideinsatz mit den Ernte-
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